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(Mr. 2237.) Geſetz, betreffend die Ausführung des mit Oeſterreich-Ungarn abgeſchloſſenen 
Zollkartells. Vom 9. Juni 1895. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutſcher Kaiſer, König 
von Preußen de. 


verordnen im Namen des Reichs, nach erfolgter Zuſtimmung des Bundesraths 
und des Reichstags, was folgt: 


sm 

Nach Maßgabe der $$. 12 ff. des mit Oeſterreich⸗Ungarn unterm 6. De⸗ 
zember 1891 abgeſchloſſenen Zollkartells (Reichs⸗Geſetzbl. für 1892 S. 63) treten 
nt Dauer der Wirkſamkeit dieſes Zollkartells die nachſtehenden Beſtimmungen 
n Kraft. 
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Wer es unternimmt, Gegenſtände, deren Ein-, Aus- oder Durchfuhr in 
Oeſterreich⸗Ungarn verboten iſt, dieſem Verbote zuwider ein⸗, aus- oder durch⸗ 
zuführen, hat die Einziehung der Gegenſtände, in Bezug auf welche die Kontre⸗ 
ande verübt worden iſt, und eine Geldſtrafe verwirkt, welche dem doppelten 
Werthe jener Gegenſtände und, wenn ſolcher nicht dreißig Mark beträgt, dieſer 
Summe gleichkommt. 


F. 3. 

Wer es unternimmt, die öſterreichiſch-ungariſchen Ein⸗ oder Ausgangs⸗ 
Abgaben zu hinterziehen, hat die Einziehung der Gegenſtände, in Bezug auf 
welche die Zolldefraudation verübt worden iſt, und zugleich eine dem vierfachen 

etrage der vorenthaltenen Abgaben gleichkommende Geldſtrafe verwirkt. 
Reichs Geſegbl. 1895. 4⁵ 


Ausgegeben zu Berlin den 14. Juni 1895. 
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§. 4. 

In allen Fällen, in denen die Einziehung ſelbſt nicht vollzogen werden 
kann, iſt ſtatt derſelben auf Erlegung des Werthes der Gegenſtände und, wenn 
diefer nicht zu ermitteln iſt, auf Zahlung einer Geldſumme von fünfundfiebenzig 
bis dreitauſend Mark zu erkennen. 


§. 5. 
Wer in anderer, als der in $$. 2 und 3 erwähnten Art die öſterreichiſch⸗ 
ungariſchen Zollgeſetze übertritt, hat eine Ordnungsſtrafe bis zum Betrage von 
einhundertfünfzig Mark verwirkt. 


§. 6. 
Sofern die Geldſtrafe nicht beigetrieben werden kann, tritt ſtatt derſelben 
nach Maßgabe der Beſtimmungen des Strafgeſetzbuchs verhältnißmäßige Freiheits 
ſtrafe ein, welche die Dauer von einem halben Jahre nicht überſteigen darf. 


K 7. 
Die Unterſuchung und Beſtrafung der vorgedachten Vergehen und Leber 
tretungen erfolgt durch dieſelben Behörden und in denſelben Formen, wie die 
Unterſuchung und Beſtrafung der Zuwiderhandlungen gegen die deutſchen 


Zollgeſetze. 
N 


Dieſes Geſetz tritt mit dem Tage ſeiner Verkündigung in Kraft. 


Urkundlich unter Unferer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Kaiſerlichen Inſiegel. 


Gegeben Kiel, an Bord M. Y. „Hohenzollern“, den 9. Juni 1895. 


(L. S.) Wilhelm. 
Fürſt zu Hohenlohe. 
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(Nr. 2238.) Geſetz, betreffend Abänderung des Zuckerſteuergeſetzes. Vom 9. Juni 1895. 


ey un 
Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutſcher Kaiſer, König 


von Preußen dc. 


verordnen im Namen des Reichs, nach erfolgter Zuſtimmung des Bundesraths 
und des Reichstags, was folgt: 


An die Stelle des erſten und zweiten Abſatzes des $. 68 des Geſetzes, die 
Beſteuerung des Zuckers betreffend, vom 31. Mai 1891 Reichs ⸗Geſetzbl. S. 295) 
tritt folgende Beſtimmung: 

Auf die Dauer einer Uebergangsperiode bis 31. Juli 1897 werden 
für ausgeführten oder in eine öffentliche Niederlage oder eine Privat⸗ 
niederlage unter amtlichem Mitverſchluß aufgenommenen Zucker der im 
6. 67 Abſatz 1 unter a, b und c bezeichneten Arten, wenn die ab⸗ 
gefertigte Zuckermenge mindeſtens 500 Kilogramm beträgt, Zuſchüſſe 
aus dem Ertrage der Zuckerſteuer gewährt. Die Zuſchüſſe betragen 


w Klaſſe „ann er uam gl te 1,25 Mark, 
. e e ne. near. ya. 2, + 
2 . r I RE N 1,65 5 


auf 100 Kilogramm. 

Der Bundesrath iſt ermächtigt, die vorſtehenden Zuſchußſätze vor⸗ 
übergehend oder dauernd zu ermäßigen oder die Beſtimmung über die 
Zahlung von Zuſchüſſen vollſtändig außer Kraft zu ſetzen, ſobald in 
anderen Rübenzucker erzeugenden Ländern, welche gegenwärtig für die 
Zuckererzeugung oder Zuckerausfuhr eine Prämie gewähren, dieſe Prämie 
ermäßigt oder beſeitigt wird. Der bezügliche Beſchluß des Bundesraths 
iſt dem Reichstag, ſofern er verſammelt iſt, ſofort, andernfalls aber 
bei ſeinem nächſten Zuſammentreten vorzulegen. Derſelbe iſt außer 
Kraft zu ſetzen, ſoweit der Reichstag dies verlangt. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Kaiſerlichen Inſiegel. 
Gegeben Kiel, an Bord M. Y. „Hohenzollern“, den 9. Juni 1895. 


(L. S.) Wilhelm. 
Fürſt zu Hohenlohe. 
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(Nr. 2239.) Geſetz über den Beiſtand bei Einziehung von Abgaben und VBollſtreckung von 
Vermögensſtrafen. Vom 9. Juni 1895. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutſcher Kaiſer, König 


von Preußen dc. 


verordnen im Namen des Reichs, nach erfolgter Zuſtimmung des Bundesraths 
und des Reichstags, was folgt: 


Die Behörden verſchiedener Bundesſtaaten haben einander auf Erſuchen 
Beiſtand zu leiſten: a 
1. zum Zweck der Erhebung und Beitreibung 

a) der Zölle, der in die Reichskaſſe fließenden Steuern und der 
Uebergangsabgaben, 

p) der für einen Bundesſtaat, für politiſche, Kirchen- und Schul⸗ 
gemeinden, ſowie für weitere kommunale und kirchliche Verbände 
einzuziehenden öffentlichen Abgaben, 

e) ſonſtiger öffentlicher Abgaben, einſchließlich der Beiträge an öffentlich 
rechtliche Verbände, Genoſſenſchaften und Anſtalten, ſoweit dieſe 
Abgaben oder Beiträge nach Reichs⸗ oder Landesrecht in derſelben 
Weiſe beigetrieben werden, wie die unter b bezeichneten Abgaben; 

2. zum Zweck der Durchführung des Verwaltungsſtrafverfahrens wegen 
Zuwiderhandlungen gegen die Vorſchriften über die Erhebung der in 
Nr. 1 bezeichneten Abgaben und Gefälle; 
3. zum Zweck der Vollſtreckung von Vermögensſtrafen, welche gemäß 
F. 453 der Strafprozeßordnung durch polizeiliche Verfügung oder gemäß 
F. 101 der Seemannsordnung vom 27. Dezember 1872 Reichs⸗Geſetzbl. 
S. 409) durch Beſcheid eines Seemannsamts feſtgeſetzt worden ſind. 
Unter die Beſtimmungen der Nr. 1b und e fallen auch die durch ein 
gerichtliches oder Verwaltungsverfahren entſtandenen Gebühren und Auslagen, 
ſoweit nicht $. 99 des Gerichtskoſtengeſetzes vom 18. Juni 1878 (Reichs-Geſetzbl. 
S. 141) Anwendung findet. 
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Verpflichtet zur Gewährung des Beiſtandes find, ſoweit nicht landesrechtlich 
beſondere Beſtimmungen hierüber beſtehen, diejenigen Behörden, welche zu Hand: 
lungen der beantragten Art in dem entſprechenden Geſchäftskreiſe ihres Staates 
berufen ſind. Fehlt es an einer hiernach verpflichteten Behörde, ſo haben die 
Landesregierungen ſolche zu beſtimmen. 


$. 3. 
Die Gewährung des Beiſtandes findet nicht ſtatt, wenn zu einem der im 
F. 1 angeführten Zwecke eine Handlung beantragt wird, die nach dem für die 
erſuchte Behörde geltenden Rechte zu dieſem Zweck nicht vorgenommen werden darf. 


Die Gewährung des Beiſtandes kann behufs Abwendung einer Doppel⸗ 
beſteuerung verſagt werden. 


F. 4. 

Die Vorausſetzungen der Beiſtandsleiſtung nach $. 1 ſowie die Vollſtreck⸗ 
barkeit des Anſpruchs richten ſich nach den für die erſuchende Stelle maßgebenden 
Vorſchriften. Die Vollſtreckbarkeit iſt in dem Erſuchungsſchreiben zu beſcheinigen. 

Die Art und Weiſe der Beiſtandsleiſtung richtet ſich nach den am Orte 
der Vollziehung geltenden Beſtimmungen. 


0 SD. 

Ueber die Zuläſſigkeit des Beiſtandes, über Einwendungen, welche die Art 
und Weiſe der Beiſtandsleiſtung betreffen, ſowie über die Verſagung der Bei⸗ 
ſtandsgewährung im Falle des F. 3 Abſatz 2 entſcheiden die zuſtändigen Behörden 
desjenigen Bundesſtaates, welchem die erſuchte Stelle angehört. 

ö Einwendungen, welche den Anſpruch ſelbſt oder die Vollſtreckbarkeit des⸗ 
ſelben betreffen, unterliegen der Entſcheidung der zuſtändigen Behörden desjenigen 
Bundesſtaates, welchem die erſuchende Stelle angehört. 


F. 6. 
g Werden gegen die Vollſtreckung Einwendungen erhoben, über welche die 
im F. 5 Abſatz 2 bezeichneten Behörden zu entſcheiden haben, ſo kann die Voll⸗ 
ſtreckungsbehörde, wenn ihr die Einwendungen erheblich und in thatſächlicher 
Beziehung glaubhaft erſcheinen, die Vollſtreckung vorläufig einſtellen. 


Fc. 

Jede von einer zuſtändigen Behörde eines Bundesſtaates wegen einer Zu⸗ 
widerhandlung gegen die Vorſchriften über die Erhebung der im F. 1 Nr. 1 
bezeichneten Abgaben und Gefälle einzuleitende Unterſuchung und zu erlaſſende 
Strafentſcheidung kann auch gegen diejenigen Theilnehmer und Begünſtiger ge— 
richtet werden, welche einem anderen Bundesſtaate angehören. 


Ser 
In dem Verwaltungsſtrafverfahren (F. 1 Nr. 2) haben die Amtsgerichte 
00 Erſuchen Zeugen und Sachverſtändige eidlich zu vernehmen. Hinſichtlich der 
Jernehmung und Beeidigung finden die Vorſchriften der Strafprozeßordnung 
Buch I, Abſchnitt 6 und 7 Anwendung. 


Ne): 
8 Im Falle der Gewährung von Beiſtand zwiſchen Behörden verſchiedener 
ſzundesſtaaten ſind die hierdurch entſtehenden baaren Auslagen der erſuchken Be⸗ 
horde von der erſuchenden zu erſtatten. 


Weitere Koſten werden von der erſuchenden Behörde nicht erſtattet. 


— 28 — 
ft eine zahlungspflichtige Perſon vorhanden, fo ſind die Koſten, ſoweit 


die erſuchte Behörde dieſe nicht ſelbſt beitreiben kann, von der erſuchenden Behörde 
einzuziehen. Der eingezogene Betrag iſt der erſuchten Behörde zu überſenden. 


§. 10. 

Die Vorſchriften dieſes Geſetzes finden entsprechende Anwendung auf die 
Beiſtandsleiſtung der Landesbehörden zum Zweck der Beitreibung von Geldſtrafen, 
welche gemäß $. 101 der Seemannsordnung durch Beſcheid eines deutſchen See⸗ 
mannsamts im Auslande feſtgeſetzt worden ſind. 


F. 11. 

Staatsverträge, nach welchen die Behörden verſchiedener Bundesſtaaten 
einander weitergehenden Beiſtand zu leiſten haben, als in dieſem Geſetze vorgeſehen 
iſt, bleiben unberührt. 

$. 12. 

Dieſes Geſetz tritt mit dem 1. Juli 1895 in Kraft. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Kaiſerlichen Inſiegel. 

Gegeben Kiel, an Bord M. Y. „Hohenzollern“, den 9. Juni 1895. 


(L. S.) Wilhelm. 
Fürſt zu Hohenlohe. 
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(Nr. 2240.) Geſetz, betreffend die Kaiſerlichen Schutztruppen für Südweſtafrika und für 
Kamerun. Vom 9. Juni 1895. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutſcher Kaiſer, König 


von Preußen x. 


verordnen im Namen des Reichs, nach erfolgter Zuſtimmung des Bundesraths 
und des Reichstags, was folgt: 


1. 
- Zur Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung und Sicherheit in Deutſch⸗ 
Südweſtafrika und in Kamerun wird je eine Schutztruppe verwendet, deren oberſter 
Kriegsherr der Kaiſer iſt. 


— — 


$. 2. 

Auf die im §. 1 bezeichneten Schutztruppen finden die Beſtimmungen des 
Geſetzes, betreffend die Kaiſerliche Schutztruppe für Deutſch⸗Oſtafrika, vom 
22. März 1891 Reichs⸗Geſetzbl. S. 53) mit den in den folgenden Paragraphen 
beſtimmten Abweichungen entſprechende Anwendung. 


ge. 

Die Kaiſerliche Schutztruppe für Südweſtafrika beſteht auch aus Gemeinen 
des Reichsheeres und der Kaiſerlichen Marine. Als penſionsfähiges Dienſtein⸗ 
kommen im Sinne des F. 7 des Geſetzes, betreffend die Kaiſerliche Schutztruppe 
für Deutſch⸗Oſtafrika, gilt: 

für Gemeine, welche einſchließlich der im Heere oder in der Marine 
abgeleiſteten Dienſtzeit länger als drei Jahre gedient haben, der 
Betrag von 1400 Mark, 

für die übrigen Gemeinen der Betrag von 1200 Mark. 


§. 4. 

An die Stelle der SS. 18, 19 und 20 des in den vorſtehenden Para⸗ 
graphen erwähnten Geſetzes treten folgende Uebergangsbeſtimmungen: 

Für diejenigen Militärperſonen, welche aus den bei der Landeshauptmann⸗ 
ſchaft für Südweſtafrika, oder dem Gouvernement von Kamerun auf Grund 
von Dienſtverträgen gebildeten Truppen in die betreffenden Kaiſerlichen Schutz⸗ 
truppen übernommen werden, iſt der in den erſteren bereits abgeleiſtete Dienſt 
im Sinne dieſes Geſetzes demjenigen in der Schutztruppe gleich zu achten. 

Denjenigen Militärperſonen, welche aus den vorbezeichneten Truppen der 
Landeshauptmannſchaft für Südweſtafrika oder des Gouvernements von Kamerun 
bereits ausgeſchieden find, oder in die Kaiserliche Schutztruppe nicht übernommen 
werden, und ihren Hinterbliebenen können Verſorgungsanſprüche nach Maßgabe 
der bisherigen Beſtimmungen über die Verſorgung der Militärperſonen des Heeres 
und der Kaiſerlichen Marine und ihrer Hinterbliebenen vom Reichskanzler zu⸗ 
geſtanden werden. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Kaiſerlichen Inſiegel. 


Gegeben an Bord M. Y. „Hohenzollern“ Kiel, den 9. Juni 1895. 
(L. S.) Wilhelm. 
Fürſt zu Hohenlohe. 


a 


(Nr. 2241.) Bekanntmachung, betreffend die Anzeigepflicht für die Schweineſeuche, die 
Schweinepeſt und den Rothlauf der Schweine. Vom 12. Juni 1895. 

8 | 

) uf Grund des F. 10 Abſatz 2 des Geſetzes, betreffend die Abwehr und 


f 23. Juni 1880 una. ot . 
Unterdrückung der Viehſeuchen, vom 1 (Reichs-Geſetzbl. von 1894 
S. 409) beſtimme ich: 


Für das Großherzogthum Baden wird bis auf Weiteres für die 

Schweineſeuche, die Schweinepeſt und den Rothlauf der Schweine die 

Anzeigepflicht im Sinne des F. 9 des erwähnten Geſetzes eingeführt. 
Dieſe Beſtimmung tritt ſofort in Kraft. 


Berlin, den 12. Juni 1895. 


Der Reichskanzler. 
In Vertretung: 


von Boetticher. 
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Herausgegeben im Reichsamt des Innern. 


Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 


